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Vorwort

Fragen zum Arbeitsschutz sind zentra­
les Thema der Betriebsratstätigkeit.  
Der Betriebsrat muss hier eng mit dem 
Arbeitgeber bzw. der Arbeit geberin 
zusammen arbeiten. Da viele Arbeits­
schutz  vorschriften einen Er messens­
spielraum bieten, kann der Betriebsrat 
großen Einfluss nehmen. Ihm eröffnet 
sich ein weites Betätigungsfeld.

In dieser Broschüre stellen wir Ihnen  
die wich tigsten Akteure im Arbeits­
schutz vor  und erläutern die grundlegen­
den Begriffe des Arbeitsschutzes.  

Die Begriffe sind alphabetisch geordnet, 
damit Sie Informationen schnell und 
einfach finden können.

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit 
wird im Folgenden bei Personen­
bezeichnungen und personenbezoge­
nen Hauptwörtern manchmal nur die 
männliche Form verwendet. Sämtliche 
Begriffe gelten aber gleichermaßen  
für beide Geschlechter.
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Der Beitrag des Betriebsrats zur Arbeitssicherheit

1 Betriebliche Akteure im Arbeitsschutz

Beschäftigte
Beschäftigte, Arbeitnehmer oder Ver­
sicherte sind verschiedene Begriffe  
für den gleichen Personenkreis. Die 
staatlichen Vorschriften sprechen von 
Beschäftigten oder Arbeitnehmern,  
die berufsgenossenschaftlichen Vor­
schriften von  Versicherten.

Nur wenige Vorschriften richten sich 
direkt an Versicherte. Die wichtigsten 
Regelungen finden sich in §§ 15 ff DGUV 

Beschäftigte und Führungskräfte gehören zu den betrieblichen Akteuren im Arbeitsschutz.

Vorschrift 1. Danach sind Versicherte zur 
Eigen­ und Fremdvorsorge verpflichtet.

Deshalb

• müssen sie Maßnahmen unterstützen, 
die zur Verhütung von Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und arbeitsbeding­
ten Gesundheitsgefahren sowie für 
eine wirksame Erste Hilfe wichtig sind,

• müssen sie Weisungen der Unterneh­
mensleitung befolgen, sofern diese 
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Betriebliche Akteure im Arbeitsschutz

nicht erkennbar gegen die Sicherheit 
oder die Gesundheit gerichtet sind,

• dürfen sie sich nicht mit berauschen­
den Mitteln in einen Zustand ver­
setzen, in dem sie sich oder andere 
gefährden (→ „Alkohol, Medikamente, 
Drogen“),

• müssen sie Arbeitsmittel, Arbeitsstoffe 
und Schutzeinrichtungen bestim­
mungsgemäß benutzen und Mängel 
melden, falls sie diese nicht selbst 
beseitigen können.

Betriebsärztin bzw. Betriebsarzt 
Der Betriebsarzt bzw. die Betriebsärztin 
berät den Arbeitgeber im Rahmen des 
medizinischen Arbeitsschutzes. Betriebs­
ärzte sind Fachärzte für Arbeitsmedizin 
oder führen die Zusatzbezeichnung 
„Betriebsmedizin“. Ihre Aufgaben er­
geben sich aus § 3 ASiG.

Betriebsärzte üben ihre Tätigkeit wei­
sungsfrei aus und unterliegen der ärzt­
lichen Schweigepflicht. Sie unterstehen 
unmittelbar der Leitung des Betriebes.

Die betriebsärztliche Beratung dient dem Arbeitsschutz. 



4

Der Beitrag des Betriebsrats zur Arbeitssicherheit

Um die arbeitsmedizinische Betreuung 
des Betriebs zu regeln, können Unter­
nehmer einen Betriebsarzt als Mitarbei­
ter einstellen, einen freiberuflichen 
Betriebsarzt beauftragen oder einen 
überbetrieblichen arbeitsmedizini­
schen Dienst in Anspruch nehmen  
(§ 2 DGUV Vorschrift 2). 

Bei den umfassenden Beratungs­ und 
Unterstützungsaufgaben arbeiten die 
Betriebsärzte mit den Fachkräften für 
Arbeitssicherheit und dem Betriebsrat 
zusammen. § 9 ASiG regelt die Zusam­
menarbeit des Betriebsarztes mit dem 
Betriebsrat. Nach § 9 Abs. 3 ASiG sind 
Betriebsärzte mit Zustimmung des Be­
triebsrats zu bestellen und abzu berufen.

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nehmen  
die Betriebsärzte regelmäßig Begehun­
gen vor und beteiligen sich auch am 
Arbeitsschutzausschuss. Zudem leisten 
sie die arbeitsmedizinische Vorsorge 
nach der ArbMedVV.

Betriebsrat
Der Betriebsrat ist Teil der betrieblichen 
Arbeitsschutzorganisation und hat im 
Bereich des Arbeitsschutzes ein weites 
Betätigungsfeld, da es hier große Er­
messensspielräume gibt. Die zentrale 
Rechtsgrundlage für das Mitbestim­
mungsrecht im Arbeitsschutz ist § 87 
Abs. 1 Nr. 7 BetrVG. Diese Vorschrift 
nimmt Bezug auf „Regelungen über  
die Ver hütung von Arbeitsunfällen  
und Berufskrankheiten sowie über den 

Gesundheitsschutz“. Hier zählt die 
Schaffung einer geeigneten Organisa­
tion im  Arbeitsschutz nach § 3 Abs. 2 
ArbSchG / § 2 Abs. 3 DGUV Vorschrift 1 
zu den wichtigsten Pflichten des Arbeit­
gebers. Das Mitbestimmungsrecht 
greift, wenn eine gesetzliche Handlungs­
pflicht objektiv besteht und wegen  
des Fehlens einer zwingenden Vorgabe 
betriebliche Regelungen im Arbeits­  
und Gesundheitsschutz verlangt.

Das ArbSchG setzt einen Rahmen für die 
Entwicklung einer an den betrieblichen 
Gegebenheiten orientierten Organisation 
im Arbeitsschutz, ohne ein konkretes 
Modell festzulegen. 

Im Gegensatz dazu fallen personelle 
Einzelmaßnahmen im Allgemeinen  
nicht unter die Regelung des § 87 Abs. 1  
Nr. 7 BetrVG. Insbesondere im Zusam­
menhang mit der Pflichtendelegation  
(→ „Pflichtenübertragung“) wird nicht 
einheitlich beurteilt, wann eine Einzel­
maßnahme vorliegt. Hier empfiehlt es 
sich, arbeitsrechtlichen Rat einzuholen.

Fachkraft für Arbeitssicherheit
Fachkräfte für Arbeitssicherheit beraten 
und unterstützen Unternehmer in allen 
Fragen des Arbeitsschutzes. Die um­
fänglichen Beratungs­ und Prüfungs­
aufgaben ergeben sich aus § 6 ASiG. 
Die Umsetzung der sicherheitsfach­
lichen und betriebsärztlichen Betreuung 
wird durch das ASiG geregelt und in  
der DGUV Vorschrift 2 konkretisiert.  
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Betriebliche Akteure im Arbeitsschutz

Die sicherheitstechnische Betreuung 
eines Betriebs kann über angestellte 
oder freiberufliche Fach kräfte für Arbeits­
sicherheit oder einen überbetrieblichen 
Dienst erfolgen.

Die Fachkraft für Arbeitssicherheit 
nimmt keine Führungsaufgaben wahr 
und hat keine Weisungsbefugnis. Sie 
untersteht unmittelbar der Leitung des 
Betriebs und ist fachlich weisungsfrei.

Fachkräfte für Arbeitssicherheit sind  
vom Arbeitgeber schriftlich zu bestellen. 
Ihnen müssen die Aufgaben, die in  
§ 6 ASiG genannt sind, übertragen 
werden (§ 5 ASiG). Nach § 9 Abs. 3 ASiG 
sind Fachkräfte für Arbeitssicherheit  
mit Zustimmung des Betriebsrats zu 
bestellen und abzuberufen. Gleiches 
gilt, wenn ihre Aufgaben erweitert 
oder ein  geschränkt werden sollen.  
Vor der Verpflichtung externer Fachkräfte 
oder eines überbetrieblichen Dienstes 
ist der Betriebsrat zu hören.

Führungskräfte  
Der Unternehmer (→ „Unternehmerin 
bzw. Unternehmer“) trägt die Gesamt­
verantwortung im Betrieb. Da er sich im 
Regelfall nicht allein um die Arbeitssicher­
heit kümmern kann, darf er Unternehmer­
pflichten auf seine Führungskräfte über­
tragen. Die Führungskraft übernimmt mit 
der Pflichtenübertragung (→ „Pflichten­
übertragung“) einen Teil der Unterneh­
merverantwortung.

Im Rahmen der Pflichtenübertragung  
kann die unternehmerische Gesamt­
verantwortung zum Teil auf Führungs­
kräfte übertragen werden.

Pflichtenübertragung

Sicherheitsbeauftragte
Aufgabe der Sicherheitsbeauftragten ist 
es, in ihrem Arbeitsbereich den Unter­
nehmer und die Führungskräfte sowie 
Kolleginnen und Kollegen bei der Durch­
führung des Arbeitsschutzes zu unter­
stützen. Es handelt sich um eine ehren­
amtliche Aufgabe. Rechtsgrundlage für 
die Bestellung von Sicherheitsbeauftrag­
ten ist § 22 SGB VII in Verbindung mit 
§ 20 DGUV Vorschrift 1. Ein Muster für die 
Bestellung eines Sicherheitsbeauftragten 
findet sich in der DGUV Regel 100­001. 
Die Bestellung zum/zur Sicherheitsbe­
auftragten erfolgt unter Beteiligung des 
Betriebsrats.

Info

Sicherheits be auf­
tragte sind gegen­
über ihren Kollegin­
nen und Kollegen 
nicht weisungs­
befugt, sondern 
beraten sie im 
Arbeitsschutz.
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Der Beitrag des Betriebsrats zur Arbeitssicherheit

Sicherheitsbeauftragte sollen Anstöße 
für die Verbesserung der Sicherheit  
und der Gesundheit geben und über 
Sicherheitsprobleme informieren.  
Sie sind nicht weisungsbefugt, sie 
sollen vielmehr beraten und helfen.  
Ihre Stärke ist es, den Kolleginnen und 
Kollegen vor Ort auf Augenhöhe zu 
begegnen, denn sie kennen deren 
Arbeitsrealität aus eigener Erfahrung. 
Sicherheits be auftragte haften in  
der Regel nicht für eventuelle Fehler 
oder Versäumnisse. Durch die Über­
nahme dieses Ehren amtes übernehmen  
sie keine Verant wortung. Sie nehmen 
am Arbeitsschutzausschuss teil. 
 Weitergehende Ausführungen zum 
Sicherheits beauftragten finden sich  
in der DGUV Information 211­042.

Unternehmerin bzw. Unternehmer
Die Verantwortung für die Umsetzung 
aller notwendigen Arbeitsschutz ­
maßnahmen liegt grundsätzlich beim 
 Arbeitgeber. An ihn richtet sich die 
Mehrzahl der berufsgenossenschaft­
lichen und staatlichen Vorschriften.  
Das SGB VII spricht dagegen vom Unter­
nehmer beziehungsweise der Unter­
nehmerin. Gemeint ist im allgemeinen 
derselbe Personenkreis. Im Rahmen  
der Pflich tenübertragung kann die 
unternehmerische Gesamt verantwor­
tung zum Teil auf Führungskräfte über­
tragen werden.

Sicherheitsbeauftragte beraten auf Augenhöhe.
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Wichtige Begriffe im Arbeitsschutz

Alkohol, Medikamente, Drogen
Die Unternehmensleitung darf Ver­
sicherte, die erkennbar nicht in der  
Lage sind, eine Arbeit ohne Gefahr für  
sich oder andere auszuführen, mit 
diesen Tätigkeiten nicht beschäftigen  
(§ 7 Abs. 2 DGUV Vorschrift 1). 

 

2 Wichtige Begriffe im Arbeitsschutz

Ein solches Beschäftigungsverbot muss 
zum Beispiel dann ausgesprochen 
werden, wenn konkrete Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, dass der oder die Ver­
sicherte wegen des Konsums von Alko­
hol, Drogen oder auch Medikamenten 
nicht in der Lage ist, die Arbeit gefahrlos 
auszuführen. Unerheblich ist dabei,  
ob ein legaler oder illegaler Konsum 
vorliegt.

§ 15 Abs. 2 DGUV Vorschrift 1 verlangt, 
dass Versicherte sich nicht durch den 
Konsum von Alkohol, Drogen oder 
anderen berauschenden Mitteln in 
einen Zustand versetzen, durch den  
sie sich oder andere gefährden können. 
Absatz 3 schließt ergänzend die Ein­
nahme von Medikamenten ein.

Dieser Themenkomplex beschäftigt alle 
Beteiligten im Arbeitsschutz. Eine be­
deutende Rolle und Einflussmöglichkeit 
nimmt hier der Betriebsrat ein. Er hat  
die Möglichkeit, über den Abschluss 
einer Betriebsvereinbarung mitzugestal­
ten. Diese kann zum Beispiel regeln,  
wie bei Verdacht auf Alkoholkonsum zu 
verfahren ist oder welche Maßnahmen 
bei einer festgestellten Alkoholisierung  
zu treffen sind.

Dieses Plakat (P001/2021) und weitere  
gibt es zu bestellen: medien.bgetem.de,  
Medienart: Plakate.

http://medien.bgetem.de
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Der Beitrag des Betriebsrats zur Arbeitssicherheit

Eine Anordnung eines absoluten Alko­
holverbots ist nach Meinung des Bun­
desarbeitsgerichtes vom 23.09.1986 
nach § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG mitbestim­
mungspflichtig (1 AZR 83/85 zu § 75 
Abs. 3 Nr. 11 BPersVG).

Vertiefende Ausführungen zum Thema 
Alkohol im Betrieb finden Sie in der 
Broschüre „Alkohol und Arbeit – zwei, 
die nicht zusammenpassen“ (JB012). 
Handlungsempfehlungen zur Sucht­
prävention finden Sie in der DGUV 
Infor mation 206­009.

Arbeitsmedizinische Vorsorge
Die arbeitsmedizinische Vorsorge ge­
hört zu den individuellen Arbeitsschutz­
maßnahmen und ergänzt technische 
und organisatorische Arbeitsschutz­
maßnahmen. Sie dient der Beurteilung 
der individuellen Wechselwirkungen  
von Arbeit und Gesundheit.

Die ArbMedVV unterscheidet drei Arten 
der arbeitsmedizinischen Vorsorge:

Pflichtvorsorge  
§ 2 Abs. 2 und § 4 ArbMedVV
Die Pflichtvorsorge muss der Arbeitgeber 
bei bestimmten, besonders gefährden­
den Tätigkeiten veranlassen. Welche 
Tätigkeiten dazu zählen, ergibt sich aus 
dem Anhang zur ArbMedVV. Der Arbeit­
geber darf diese Tätigkeiten erst ausfüh­
ren lassen, wenn vor der Tätigkeitsauf­
nahme die Pflichtvorsorge durchgeführt 
worden ist. Die Beschäftigten sind somit 

faktisch verpflichtet, den Vorsorgetermin 
wahr zunehmen. Allerdings dürfen Unter­
suchungen nicht gegen den Willen des 
oder der Beschäftigten durchgeführt 
werden.

Angebotsvorsorge  
§ 2 Abs. 3 und § 5 ArbMedVV
Die Angebotsvorsorge muss der Arbeit­
geber anbieten, wenn bestimmte ge­
fährdende Tätigkeiten vorliegen, die  
im Anhang zur ArbMedVV konkret auf­
gelistet sind. Die Beschäftigten können 
die Angebotsvorsorge sanktionslos 
annehmen oder auch ablehnen. Der 
Arbeit geber bzw. die Arbeit geberin  
muss die Angebots vorsorge regelmäßig 
anbieten, auch wenn der oder die Be­

Alle drei Vorsorgearten umfassen  
ein ärztliches Beratungsgespräch  
mit Anamnese (Erfragung von medi­
zinisch relevanten Informationen) 
sowie Untersuchungen, wenn diese 
für die individuelle Aufklärung und 
Beratung erforderlich sind und der 
oder die Beschäftigte sie nicht ab­
lehnt (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 ArbMedVV). 
Eignungsuntersuchungen unterfallen 
nicht der Verordnung zur arbeits­
medizinischen Vorsorge (§ 2 Abs. 1 
Nr. 5 ArbMedVV).

Pflicht-, Angebots- und  
Wunsch vorsorge
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schäftigte sie in der Vergangenheit 
 abgelehnt hat.

Wunschvorsorge  
§ 2 Abs. 4 und § 5 a ArbMedVV
Auf Wunsch der Beschäftigten hat der 
Arbeitgeber die Wunschvorsorge zu 
ermöglichen, wenn ein Zusammenhang 
zwischen den Gesundheitsbeschwerden 
und der ausgeübten Tätigkeit möglich ist. 

§ 6 Abs. 1 ArbMedVV stellt klar, dass 
der Arzt oder die Ärztin bei allen drei 
Vorsorgearten die ärztliche Schweige­
pflicht zu beachten hat. Das bedeutet: 
Dem Arbeitgeber werden keine Dia g no­
sen oder Befunde mitgeteilt. Das Er­
gebnis sowie die Befunde der arbeits­
medizinischen Vorsorge müssen 
schriftlich festgehalten und mit den 
Beschäftigten besprochen werden. 
Beschäftigte haben das Recht auf eine 
Bescheinigung über das Ergebnis.

Arbeitgebern und Beschäftigten wird 
außerdem eine sogenannte Vorsorge­
bescheinigung ausgestellt. Darin steht, 
dass, wann und aus welchem Anlass 
ein arbeitsmedizinischer Vorsorgeter­
min stattgefunden hat und wann eine 
weitere Vorsorge aus arbeitsmedizi­
nischer Sicht angeraten erscheint (§ 6 
Abs. 3 ArbMedVV). Der Arzt muss den 
Arbeitgeber informieren, wenn Anhalts­
punkte dafür bestehen, dass die Maß­
nahmen des Arbeitsschutzes nicht 
ausreichend sind. 

In diesem Fall muss er auch Abhilfe­
maßnahmen vorschlagen (§ 6 Abs. 4 
ArbMedVV). Der Arbeitgeber muss dann  
die Gefährdungsbeurteilung überprüfen 
und unverzüglich die erforderlichen 
Maßnahmen treffen. Dem Betriebsrat 
sind die getroffenen Maßnahmen 
 mitzuteilen (§ 8 Abs. 2 ArbMedVV). 
Empfiehlt der Arzt Beschäftigten einen 
Tätigkeitswechsel, darf diese Empfeh­
lung nur mit deren Einwilligung an den 
Arbeitgeber weitergegeben werden. 

Arbeitsschutzausschuss 
Nach § 11 ASiG ist in Betrieben mit über 
20 Beschäftigten ein Arbeitsschutz­
ausschuss (ASA) zu bilden. Der ASA 
setzt sich zusammen aus

• dem Arbeitgeber oder einem von  
ihm Beauftragten,

• zwei vom Betriebsrat bestimmten 
Betriebsratsmitgliedern,

• Betriebsärzten (→ „Betriebsärztin 
bzw. Betriebsarzt“),

• Fachkräften für Arbeitssicherheit  
(→ „Fachkraft für Arbeitssicherheit“),

• Sicherheitsbeauftragten  
(→ „Sicherheitsbeauftragte“),

• die Schwerbehindertenvertretung  
hat nach § 178 Abs. 4 SGB IX das 
Recht, beratend teilzunehmen. 

§ 11 ASiG bestimmt, wer Mitglied des 
ASA ist. Abgesehen von den zwei 
 Betriebsratsmitgliedern gibt es keine 
gesetzliche Vorgabe zur Anzahl der 
übrigen Teilnehmer. Hierüber entschei­
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In Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten ist ein Arbeitsschutzausschuss (ASA) zu bilden.

det der Arbeitgeber. Die Entscheidung 
unterliegt jedoch der Mitbestimmung 
nach § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG. Kann 
keine Einigung herbeigeführt werden, 
entscheidet die Einigungsstelle. 

Der ASA hat die Aufgabe, zu Sicherheit 
und Gesundheitsschutz bei der Arbeit 
zu beraten. Hierzu zählen unter ande­
rem die Auswertung des betrieblichen 
Unfallgeschehens, die Diskussion 
geplanter Änderungen im Betrieb, der 
Einsatz persönlicher Schutzeinrichtun­
gen (→ „Persönliche Schutzausrüstung 
(PSA)“), Mobbing am Arbeitsplatz  
oder Angebote zur gesundheitlichen 
Prävention.

Der ASA tritt mindestens einmal viertel­
jährlich zusammen, bei Bedarf zusätz­
lich auch aus aktuellen Anlässen. Er hat 
ausschließlich beratende Funktion  
und formuliert lediglich Empfehlungen.  
Über die Umsetzung der Empfehlungen 
entscheidet allein der Arbeitgeber.

Betriebsanweisungen
Die Erstellung von Betriebsanweisungen 
gehört zu den Pflichten eines Unter­
nehmers bzw. einer Unternehmerin, z. B. 
nach § 14 GefStoffV oder § 12 BetrSichV. 
Dabei sollen die Fachkräfte für Arbeits­
sicherheit (→ „Fachkraft für Arbeitssi­
cherheit“) und die Betriebsärzte  
(→ „Betriebsärztin bzw. Betriebsarzt“) 
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beratend mitwirken. Grundlage ist die 
Gefährdungsbeurteilung (→ „Gefähr­
dungsbeurteilung“). Betriebsanwei­
sungen müssen schriftlich, in verständ­
licher Form und in der Sprache der 
Beschäftigten abgefasst werden. Die  
Beschäftigten müssen die Betriebs­
anweisung verstehen und in der Praxis 
anwenden können. Betriebsanwei­
sungen müssen so konkret ab gefasst 
werden, dass sie in praktisches Han­
deln umgesetzt werden können. 
 Näheres ist der DGUV Information 
211­010 zu entnehmen.

Betriebsanweisungen unterstützen  
die Unternehmer bei der Unterweisung 
(→ „Unterweisung“) ihrer Beschäftigten.

Die inhaltliche Gestaltung von Betriebs­
anweisungen unterliegt dem Mitbestim­
mungsrecht des Betriebsrats nach § 87 
Abs. 1 Nr. 7 BetrVG.

Gefährdungsbeurteilung
Die Gefährdungsbeurteilung ist zentra­
les Element der Arbeitsschutzorganisa­
tion und Grundlage für Unterweisungen 
(→ „Unterweisung“). Rechtlich verankert 
ist die Unterweisung in § 3 DGUV 
 Vorschrift 1 i. V. m. § 5 ArbSchG. Aber 
auch spezielle Vorschriften, z. B. in der 
GefStoffV, BioStoffV und BetrSichV, 
fordern eine Gefährdungsbeurteilung.

Zuständig für die Durchführung der 
Gefährdungsbeurteilung ist die Unter­
nehmensleitung (→ „Unternehmerin 
bzw. Unternehmer“). Die Fachkraft für 
Arbeitssicherheit (→ „Fachkraft für 
Arbeitssicherheit“) und der Betriebsarzt 
(→ „Betriebsärztin bzw. Betriebsarzt“) 
unterstützen dabei.

Mit der Gefährdungsbeurteilung werden 
alle relevanten Gefährdungen der 
 Be schäftigten ermittelt und bewertet. 
Hinzu kommen die Festlegung und 
Umsetzung von Maßnahmen, die auf ihre 
Wirksamkeit überprüft werden müssen.  
§ 6 ArbSchG fordert, dass diese Schritte 
dokumentiert werden. Eine Gefährdungs­
beurteilung ist kein einmaliges Ereignis, 
sondern ein kontinuierlicher Prozess.

Weitere Informationen 

 } Broschüre „Betriebsanweisungen  
für Tätig keiten mit Gefahrstoffen“ 
(MB029), medien.bgetem.de,  
Webcode: M18805543

 } Betriebsanweisungen zu unterschied­
lichen Branchen und Arbeitsgebieten, 
medien.bgetem.de, Thema: Betriebs­
anweisungen

 } Themen von A bis Z: Unterweisungen, 
 bgetem.de, Webcode: 15547993

http://medien.bgetem.de
http://medien.bgetem.de
https://www.bgetem.de/
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Nach § 87 Abs. 1 Nr. 7 BetrVG besteht 
ein Mitbestimmungsrecht des Betriebs­
rats bei  allgemeinen Regelungen zur 
Gefährdungsbeurteilung, da es sich bei 
§ 5 ArbSchG um eine ausfüllungsbedürf­
tige Rahmenvorschrift handelt.

Mobiles Arbeiten
Unter mobiler Arbeit, die gesetzlich 
nicht definiert ist, wird die zeitweise 
Ausübung einer büroartigen Tätigkeit an 
einem Ort oder mehreren Orten außer­
halb der Arbeitsstätte verstanden. Vom 
Grundsatz her erfolgt sie außerhalb  
von definierten und geregelten Arbeits­
umgebungen, wie sie zum Beispiel im 
Betrieb oder bei Telearbeit zu finden 
sind. Häufig findet sie zum Beispiel 

unter Verwendung von Notebook oder 
Tablet etc. während der Reisetätigkeit 
im Zug statt.

Das mobile Arbeiten wird nicht von  
der Arbeitsstättenverordnung erfasst.  
Es handelt sich nicht um Tele arbeit  
(→ „Telearbeit“) im Sinne der ArbStättV. 
Arbeitsschutzrechtliche Vorschriften, 
wie beispielsweise ArbSchG und das 
ArbZG, greifen hier aber gleicher maßen. 
Es ist empfehlenswert, betriebsinterne 
Regelungen in Form einer Betriebsver­
einbarung zum mobilen Arbeiten zu 
schaffen. Durch den neu eingeführten 
§ 87 Abs. 1 Nr. 14 BetrVG unterliegt die 
Aus gestaltung der mobilen Arbeit der 
Mitbestimmung.

Mobiles Arbeiten ist die zeitweise Ausübung einer Tätigkeit an einem Ort 
oder mehreren Orten außerhalb der Arbeitsstätte.
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Wichtige Begriffe im Arbeitsschutz

Persönliche Schutzausrüstung (PSA)
Nach § 2 PSA­BV in Verbindung mit § 29 
DGUV Vorschrift 1 hat der Arbeitgeber 
den Versicherten eine geeignete persön­
liche Schutzausrüstung zur Verfügung  
zu stellen. Vor der Bereitstellung hat er 
die Versicherten anzuhören (§ 29 Abs. 1 
DGUV Vorschrift 1). Der Unternehmer hat 
dafür zu sorgen, dass die PSA bestim­
mungsgemäß benutzt wird. Die Versi­
cherten müssen die PSA bestimmungs­
gemäß benutzen, sie regelmäßig auf 

ihren ordnungs gemäßen Zustand prüfen 
und Mängel dem Unternehmer unver­
züglich melden (§ 30 DGUV Vorschrift 1). 
Besondere Unterweisungspflichten 
ergeben sich aus § 31 DGUV Vorschrift 1 
und § 3 PSA­BV.

Bei der Auswahl der persönlichen 
Schutzausrüstung hat der Betriebsrat 
ein Mitspracherecht. Dies ergibt sich 
aus § 80 Abs. 1 Nr. 9 BetrVG.

Der Arbeitgeber hat die Pflicht, den Beschäftigten geeignete 
persönliche Schutzausrüstung zur Verfügung zu stellen.
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Der Beitrag des Betriebsrats zur Arbeitssicherheit

Pflichtenübertragung
Für die Einhaltung der Arbeitsschutz­
bestimmungen im Betrieb ist der Arbeit­
geber verantwortlich. Grundsätzlich 
muss er diese Pflicht selbst erfüllen.

Nach § 13 DGUV Vorschrift 1 in Verbin­
dung mit § 13 ArbSchG kann ein Unter­
nehmer (→ „Unternehmerin bzw. Unter­
nehmer“) zuverlässige und fachkundige 
Personen schriftlich beauftragen, diese 
Unternehmerpflichten zu übernehmen. 
Ein Muster für die Übertragung von 
Unternehmerpflichten findet sich in der 
DGUV Regel 100­001.

Die Aufgabenzuweisung sollte möglichst 
genau und speziell erfolgen, um Klarheit 
für alle Beteiligten zu schaffen. Durch  
die Pflichtenübertragung übernimmt  
die beauftragte Person im festgelegten 
Umfang die Pflichten des Unternehmers 
und wird neben dem Arbeitgeber gegen­
über den Arbeitsschutzbehörden ver­
antwortlich für die Durchführung der 
erforderlichen Arbeitsschutzmaßnah­
men (öffentlich­rechtliche Wirkung).

Erfolgt eine individuelle Übertragung 
einer einzelnen Aufgabe, so wird diese 
wahrscheinlich nicht Gegenstand der 
Mitbestimmung sein. Dies ist im Einzel­
fall zu prüfen.

Telearbeit
§ 2 Abs. 7 ArbStättV definiert Tele­
arbeits plätze. Danach handelt es sich 
um vom Arbeitgeber fest eingerichtete 
Bildschirm arbeitsplätze im Privat­
bereich der Beschäftigten, für die der 
Arbeitgeber eine mit dem Beschäftigten 
vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit 
und die Dauer der Einrichtung festgelegt 
hat. Ein Telearbeitsplatz gilt erst dann 
als eingerichtet, wenn Arbeitgeber und 
Beschäftigte die Bedingungen der 
Telearbeit arbeitsvertraglich oder im 
Rahmen einer Vereinbarung festgelegt 
haben und die benötigte Ausstattung 
des Telearbeitsplatzes mit Mobiliar, 
Arbeitsmitteln einschließlich Kommuni­
kationseinrichtungen durch den Arbeit­
geber oder eine von ihm beauftragte 
Person im Privat bereich des Beschäftig­
ten bereitgestellt und installiert ist.

Beschäftigte in Telearbeit sind in die 
bestehende Arbeitsorganisation des 
Betriebs eingebunden. Der Arbeitgeber 
ist verantwortlich für ihre Sicherheit  
und Gesundheit. Nach § 1 Abs. 3 Nr. 2 
ArbStättV muss dabei der Anhang 
 Nummer 6 beachtet werden, in dem  
die allge meinen Anforderungen an 
Bildschirm arbeitsplätze aufgeführt 
werden. 
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Wichtige Begriffe im Arbeitsschutz

Bereits vorhandenes Mobiliar des Be­
schäftigten kann bei der Ausstattung 
berücksichtigt werden, wenn es geeignet 
ist und vom Arbeitgeber als sicherheits­
technisch unbedenklich abgenommen 
wird. Für die ordnungsgemäße und 
sicherheitsgerechte Einrichtung und 
Ausstattung des Telearbeitsplatzes  
trägt aber allein der Arbeitgeber die 
Verantwortung. 

Der Arbeitgeber ist für die Einrichtung des Telearbeitsplatzes verantwortlich;  
bei Beschäftigten vorhandene, geeignete Möbel können genutzt werden.

• Dauer und Ausgestaltung der 
Tele arbeit

• Arbeitszeit und Erreichbarkeit der 
Beschäftigten

• Ausstattung des Telearbeitsplatzes
• Zutrittsrechte des Arbeitgebers  

für die Einrichtung des Arbeitsplat­
zes und Arbeitsschutz

Folgende Dinge sollte die Vereinba-
rung zur Telearbeit mindestens regeln:
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Beinahe-Unfälle immer melden –  Mitarbeitende schützen.

einmal zu oftEinmal ist ...

Auf Missstände aufmerksam machen:  
✓ Keine falsche Scheu davor, Gefahrenstellen zu melden.  
✓ Andere Beschäftigte warnen oder sofern möglich 
 Gefahrenstelle selber beseitigen. 

Ich bin kommmitmensch, weil ich meine Kollegen schütze und Gefahren 
im Betrieb melde, sobald sie mir auffallen. 
Ob Stolperfallen, defekte Kabel oder Glühbirnen: Gründe für Beinahe- 
Unfälle gibt es viele. Und nach dem ersten Schreck geht der Alltag für uns 
weiter. Ist ja noch mal gut gegangen. Aber was ist mit den anderen?

P012_2020 | Konzept &
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rafik: Creative D
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ont Rheinland_Sandra Burkert

Ihre gesetzliche  Unfallversicherung www.bgetem.de

Der Beitrag des Betriebsrats zur Arbeitssicherheit

Nach § 1 Abs. 3 i. V. m. §§ 3 und  
6 ArbStättV ist bei der erstmaligen 
Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
und des Arbeitsplatzes eine Gefähr­
dungsbeurteilung (→ „Gefährdungsbe­
urteilung“) sowie eine Unter weisung  
(→ „Unterweisung“) durchzuführen, 
falls der Tele arbeitsplatz vom Arbeits­
platz im Betrieb abweicht.

Es ist empfehlenswert, eine Betriebs­
vereinbarung auszuhandeln, die die 
Modalitäten der Telearbeit festlegt.  
Auf diese Betriebsvereinbarung kann 
dann in der arbeitsvertraglichen Ge­
währung der Telearbeit Bezug genom­
men werden.

Unfallmeldung
Unternehmer müssen alle meldepflich­
tigen Arbeitsunfälle der Berufsgenossen­
schaft melden. Meldepflichtig ist ein 
Arbeitsunfall, wenn er eine mehr als  
drei Kalendertage dauernde Arbeits­
unfähigkeit oder den Tod des Versicher­
ten zur Folge hat. 

Der Arbeitsunfall ist schriftlich mit der  
in der Unfallversicherungs­Anzeigever­
ordnung vorgesehenen Unfallanzeige  
zu übermitteln. Die Unfallanzeige ist 
vom Betriebsrat mit zu unterzeichnen  
(§ 193 Abs. 5 SGB VII). Außerdem erhält 
der Betriebsrat eine Durchschrift der 

Plakate zu diesem und zu weiteren  
Themen der Unfallverhütung:  
medien.bgetem.de, Medienart: Plakate

http://medien.bgetem.de
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Wichtige Begriffe im Arbeitsschutz

Unfallanzeige (§ 89 Abs. 6 BetrVG).  
Mit seiner Unterschrift bestätigt der 
Betriebsrat, dass er vom Arbeitsunfall 
Kenntnis erhalten hat. 

Er übernimmt keine Verantwortung 
dafür, dass die Angaben in der Unfall­
anzeige auch der Wahrheit entspre­
chen. Diese Verantwortung bleibt bei 
der Unternehmensleitung. Der Betriebs­
rat darf eine abweichende Meinung  
der Berufsgenossenschaft mitteilen. 

Wird die Unfallanzeige online übermit­
telt und ist deshalb keine Unterschrift 
des Betriebsrats möglich, ist auf der 
Unfallanzeige festzuhalten, ob der 
Betriebsrat entsprechend informiert 
wurde. Der Name des informierten 
Betriebsratsmitglieds ist auf der Unfall­
anzeige zu vermerken.

Unterweisung
Die Unterweisung richtet sich nach § 4 
DGUV Vorschrift 1 i. V. m. § 12 ArbSchG. 
Sie ist ein wichtiges Instrument, um  
es Versicherten zu ermöglichen, sich 
sicherheits­ und gesundheitsgerecht zu 
verhalten. Basierend auf den Erkennt­
nissen der Gefährdungsbeurteilung sind 
die Beschäftigten in verständlicher Form 
und Sprache mündlich bezüglich der 
sicheren und gesundheitsgerechten 
Ausführung ihrer Tätigkeit zu unterwei­
sen. Die Beschäftigten müssen auf ihre 

individuelle Arbeits­ und Tätigkeitssitua­
tion  zugeschnittene Informationen und 
Anordnungen bekommen.

Eine Unterweisung muss mindestens 
jährlich erfolgen. Abweichungen erge­
ben sich bei Zuweisung einer anderen 
Tätigkeit, Veränderungen im Aufgaben­
bereich oder in den Arbeitsabläufen 
sowie nach Unfällen oder ähnlichen 
Anlässen. Hier muss auch vor Ablauf 
eines Jahres unterwiesen werden. 
 Wichtig ist, dass die Unterweisung vor 
Aufnahme der Tätigkeit zu erfolgen hat.  
Der Unterweisende muss sich vergewis­
sern, dass die unterwiesenen Beschäf­
tigten den Inhalt verstanden haben. 
Dies kann zum Beispiel durch Verständ­
nisfragen oder Vorführenlassen der 
Tätigkeit geschehen. Die Unterweisung 
muss dokumentiert werden. Ein Muster 
findet sich in der DGUV Regel 100­001.

Der Betriebsrat darf bei der Ausgestal­
tung der Unterweisung durch betrieb­
liche Regelungen mitbestimmen. Dies 
betrifft insbesondere die Art, den Um­
fang sowie die konkreten Inhalte der 
Unterweisung.
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Der Beitrag des Betriebsrats zur Arbeitssicherheit

Zusammenarbeit 
Der Betriebsrat muss nach § 89 Abs. 1 
BetrVG die Berufsgenossenschaft bei 
der Bekämpfung von Unfall­ und Ge­
sundheitsgefahren unterstützen – durch 
Anregung, Beratung und Auskunft.

Der Arbeitgeber und die Berufsgenos­
senschaft ziehen den Betriebsrat  
bei allen im Zusammenhang mit dem 
Arbeitsschutz und der Unfallverhütung 
stehenden Besichtigungen und Fragen 
sowie bei Unfalluntersuchungen hinzu 
(§ 89 Abs. 2 BetrVG). Der Betriebsrat 
erhält vom Arbeitgeber die Niederschrif­

ten über Unter suchungen, Besichtigun­
gen und Besprechungen. Außerdem hat 
der Arbeitgeber die Pflicht, Auflagen 
und Anordnungen der Berufsgenossen­
schaft mitzuteilen.

Nach § 9 ASiG müssen Betriebsärzte  
(→ „Betriebsärztin bzw. Betriebsarzt“) 
und Fachkräfte für Arbeitssicherheit  
(→ „Fachkraft für Arbeitssicherheit“) mit 
dem Betriebsrat zusammenarbeiten.  
Sie müssen den Betriebsrat über wich­
tige Angelegen heiten des Arbeitsschut­
zes und der Unfallverhütung unterrich­
ten und auf Verlangen beraten.

Der Arbeitgeber und die Berufsgenossenschaft ziehen den Betriebsrat 
bei allen Besichtigungen und Fragen hinzu, die mit dem Arbeitsschutz 
und der Unfallverhütung in Zusammenhang stehen.
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Abkürzungen der zitierten Gesetze und Verordnungen

ArbMedVV Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge

ArbSchG Arbeitsschutzgesetz

ArbStättV Arbeitsstättenverordnung

ASiG Arbeitssicherheitsgesetz

BetrSichV Betriebssicherheitsverordnung

BetrVG Betriebsverfassungsgesetz

BPersVG Bundespersonalvertretungsgesetz

GefStoffV Gefahrstoffverordnung

PSA­BV PSA­Benutzungsverordnung

SGB VII Sozialgesetzbuch 7   

SGB IX Sozialgesetzbuch 9

Abkürzungen der zitierten Gesetze und Verordnungen
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